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Rahmenabkommen

Ausgangslage

Die Schweiz und die EU sind durch eine 
Vielzahl von sektoriellen Abkommen ver-
bunden. Dazu gehören knapp 20 Hauptab-
kommen – das Freihandelsabkommen von 
1972, die Bilateralen I von 1999 und die Bila-
teralen II von 2004 – sowie über 100 weniger 
bekannte gegenseitige Abmachungen in der 
Form von Sekundärabkommen. Einige die-
ser Abkommen bezwecken die sektorielle In-
tegration der Schweiz in den Rechtsraum der 
EU; dazu gehören etwa das Freizügigkeitsab-
kommen, das Luftverkehrsabkommen und 
die Schengen-/Dublin-Assoziierungsabkom-
men. Sie räumen der Schweiz sektoriell eine 
mitgliedstaatsähnliche Stellung ein. Gemäss 
Gerichtshof der EU (EuGH) werden mit dem 
Freizügigkeitsabkommen die Rechte auf die 
Personen und Unternehmen in der Schweiz 
«ausgedehnt», womit die Schweiz punktuell 
«einem Mitgliedstaat gleichzustellen» ist.1 
Solche Abkommen beruhen auf EU-Recht 
und verweisen auf eine Vielzahl von Verord-
nungen und Richtlinien der EU. Sie müssen 
im Einklang mit der Rechtsentwicklung in 
der EU periodisch aufdatiert werden, um das 
ordnungsgemässe Funktionieren nicht zu 
gefährden.

Die bilateralen Abkommen zeichnen 
sich – ungeachtet ihres Inhalts und des 
Grads der Integration, den sie avisieren – 
durch eine minimale institutionelle Aus-
stattung und Architektur aus. Sie folgen 
einem tradierten Verständnis staatlicher 
Souveränität und stecken formell in klas-
sisch völkerrechtlichen Kleidern. Es besteht 
keine Verpflichtung, neue EU-Rechtsakte 
dynamisch zu übernehmen. Die Durchfüh-
rung der Abkommen und die Gewährung 
von Rechtsschutz obliegen den Vertrags-
parteien (Zweisäulenprinzip). Es existiert 
kein unabhängiges, gerichtsförmiges Or-
gan, das Streitigkeiten autoritativ entschei-
den könnte. Der EuGH ist – mit Ausnahme 
gewisser Rechte und Pflichten des Luft-
verkehrsabkommens – nicht befugt, den 
schweizerischen Behörden Vorgaben für die 

Auslegung der Abkommen zu machen. Das 
Bundesgericht entscheidet letztinstanz-
lich über die Auslegung der Abkommen 
im Hoheitsgebiet der Schweiz. Sofern eine 
Vertragspartei der Meinung ist, die andere 
Vertragspartei würde gegen vertragliche 
Verpflichtungen verstossen, kann sie den 
Gemischten Ausschuss mit der Angelegen-
heit befassen; dieser versucht, eine einver-
nehmliche Lösung zu finden. Gelingt dies 
nicht, kann die Vertragspartei einseitig 
geeignete Massnahmen ergreifen (Gegen-
massnahmen). Besondere Regeln gelten 
für die Schengen-/Dublin-Assoziierungs-
abkommen: Sie verpflichten die Schweiz, 
abkommensrelevante EU-Rechtsakte dyna-
misch zu übernehmen; auch sehen sie die 

Beendigung der Abkommen vor, sofern ein 
Streit über die Anwendung und Weiterent-
wicklung der Abkommen nicht gütlich bei-
gelegt werden kann.

Verhandlungen

Die EU kritisiert seit längerem, «dass das 
derzeitige System der bilateralen Abkom-
men (…) komplex und schwer zu handhaben 
ist und eindeutig an seine Grenzen stösst»; 
es reflektiert die sektoriell weitgehende In-
tegration der Schweiz in den Binnenmarkt 
und ihre Beteiligung an einem «multila-
teralen Projekt» bzw. an einem «gemein-
samen Wirtschaftsraum» nicht adäquat 
und bedarf deshalb einer Modernisierung.2 
Die EU verlangt von der Schweiz seit 2008, 
Hand zur Schaffung eines institutionellen 
Abkommens zu bieten, um die nötige Ho-
mogenität der Rechtsanwendung und -wei-
terentwicklung sicherzustellen, und macht 
den Abschluss weiterer Abkommen über 

die Beteiligung der Schweiz am Binnen-
markt vom Abschluss eines solchen Abkom-
mens abhängig. Anfänglich wehrte sich die 
Schweiz – gestützt auf das weitum vorherr-
schende Souveränitätsverständnis, bei dem 
die Selbstbestimmung und die direkte De-
mokratie traditionell im Mittelpunkt stehen, 
und im Bestreben, die Beziehungen zur EU 
primär unter handelspolitischen Aspekten 
ohne institutionelle Einbindung zu regeln – 
gegen diese Forderung der EU. Mittlerweile 
ist sich die Schweiz bewusst, dass eine Neu-
gestaltung der institutionellen Regeln auch 
Vorteile bieten und durchaus im beiderseiti-
gen Interesse liegen mag.

Die Schweiz und die EU einigten sich 
2014, Verhandlungen über ein institutio-
nelles Abkommen aufzunehmen. Die EU er-
klärte im Dezember 2018 den vorliegenden 
Entwurf für endgültig und die Verhandlun-
gen als beendet. Sie wiederholte, dass der 
Abschluss weiterer Abkommen über die 
Beteiligung der Schweiz am Binnenmarkt 
vom Abschluss eines solchen Abkommens 
abhängig ist.3 Sie verlautete zudem, dass 
sie nicht bereit ist, die geltenden Abkom-
men weiterhin aufzudatieren (z. B. in der 
Medizinaltechnik, wo eine Weiterentwick-
lung ansteht) und Hand zu bieten für ein 
Entgegenkommen und Kooperationen in 
weiteren Bereichen (z. B. Anerkennung 
der Börsenäquivalenz, Assoziierung an 
Horizon Europe, Zusammenarbeit in den 
Bereichen Kultur und Gesundheit), sollte 
die Schweiz dem institutionellen Abkom-
men nicht zustimmen. Die EU scheint den 
Status quo nicht mehr als valable Option 
zu betrachten. Der Bundesrat verzichtete 
im Dezember 2018 allerdings darauf, das 
Abkommen zu unterzeichnen. Stattdessen 
veröffentlichte er den Text und führte Kon-
sultationen mit betroffenen Kreisen durch.

Inhalt

Der Entwurf des Abkommens (InstA) regelt 
hauptsächlich die folgenden Elemente:4 
Ziel: Das InstA bezweckt, den Vertragspar-

Das institutionelle Rahmenabkommen Schweiz – EU:  
Verhandlungen, Inhalt, Ausblick

«Die EU verlangt von der 
Schweiz seit 2008, Hand zur 

Schaffung eines institutionellen 
Abkommens zu bieten.»

1 �Urteil Vereinigtes Königreich/Rat, C-656/11, EU:C:2014:97, 
Rn. 63; Urteil Kik, C-266/13, EU:C:2015:188, Rn. 44.

2 �Schlussfolgerungen des Rates, 14. Dezember 2010, Rz. 48; 
Schlussfolgerungen des Rates vom 16. Dezember 2014, 
Rz. 44; Schlussfolgerungen des Rates vom 19. Februar 2019, 
Rz. 8.

3 �Schlussfolgerungen des Rates vom 19. Februar 2019, Rz. 9; 
Empfehlung des Europäischen Parlaments vom 26. März 
2019, 2018/2262[INI], lit. e.

4 �S. für den Text www.eda.admin.ch/dea.

Civitas 1/2019-2020  25

Civitas_0120.indd   25 11.11.19   15:38



Rahmenabkommen

teien, Wirtschaftsakteuren und Privatperso-
nen grössere Rechtssicherheit und Gleichbe-
handlung zu garantieren sowie einheitliche 
Bedingungen zu gewährleisten.
Geltungsbereich: Das InstA ist anwendbar 
auf das Freizügigkeitsabkommen, das Luft-
verkehrsabkommen, das Landverkehrsab-
kommen, das Landwirtschaftsabkommen 
und das Abkommen über die gegenseitige 
Anerkennung von Konformitätsbewertun-
gen – allesamt Abkommen der Bilateralen 
I von 1999 – sowie auf künftige Marktzu-
gangsabkommen, mit denen die Schweiz am 
EU-Binnenmarkt teilnimmt. Das Freihan-
delsabkommen von 1972 ist vorderhand 
nicht betroffen, wobei die Vertragsparteien 
gemeinsam ihre Absicht erklären, Verhand-
lungen über eine Modernisierung dieses 
Abkommens aufzunehmen und dabei auch 
die Regelung weiterer Bereiche – wie Dienst-
leistungshandel, Bekämpfung des Klima-
wandels und Schutz des geistigen Eigentums 
– ins Auge zu fassen.
Auslegung: Die betroffenen Abkommen 
und die darin referenzierten EU-Rechtsakte 
werden einheitlich und unter Wahrung der 
Grundsätze des Völkerrechts ausgelegt und 
angewendet. Unionsrechtliche Begriffe wer-
den gemäss der Rechtsprechung des EuGH 
ausgelegt und angewendet. Dabei bleibt das 
sog. Polydor-Prinzip einschlägig, wonach 
Bestimmungen der bilateralen Abkommen 
nur dann parallel zu gleichlautenden Be-
stimmungen im EU-Recht ausgelegt werden, 

wenn der Zweck und der Kontext der Ab-
kommensbestimmung, insbesondere auch 
mit Blick auf die Integrationstiefe des Ab-
kommens, vergleichbar sind mit dem Zweck 
und dem Kontext der unionsrechtlichen Be-
stimmung;5 die «Übersetzungsarbeit», d. h. 
die Bestimmung der Bedeutung der Praxis 
des EuGH zum EU-Recht für das bilatera-
le Verhältnis, bleibt eine zentrale Aufgabe 
des Bundesgerichts. Dem Bundesgericht 
wird kein Recht eingeräumt, den EuGH auf 
dem Wege der Vorabentscheidung mit einer 
Auslegungsfrage zu befassen (was durchaus 
sinnvoll wäre).
Weiterentwicklung: Die EU ist verpflichtet, der 
Schweiz abkommensrelevante Rechtsakte zu 
notifizieren. Im Gemischten Ausschuss wer-
den die notwendigen Anpassungen vorge-
nommen. Die Schweiz ist sodann verpflich-
tet, der Übernahme innert maximal drei 
Jahren zuzustimmen. Sofern ein Schiedsge-
richt feststellt, dass eine Partei eine solche 
Verpflichtung verletzt, kann die obsiegende 
Partei Ausgleichsmassnahmen ergreifen, de-
ren Verhältnismässigkeit durch ein Schieds-
gericht überprüft werden kann. Die Schweiz 
kann die Vorbereitung von EU-Rechtsakten 
mitgestalten (proposal shaping). Damit wird 
der Übernahmeprozess formalisiert und 
dynamisiert. Gleichzeitig nimmt der Druck 

auf die Schweiz zu, Weiterentwicklungen 
zu akzeptieren, weil andernfalls Ausgleichs-
massnahmen drohen. Einzelne Elemente 
sind von der dynamischen Rechtsübernah-
me ausgeschlossen; dies gilt etwa für die 
leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe 
und das Nacht- und Sonntagsfahrverbot 
für Lastwagen. Die Unionsbürgerrichtlinie 
2004/38/EG wird nicht erwähnt, womit 
damit gerechnet werden muss, dass die EU 
diese Richtlinie der Schweiz als abkommens-
relevant notifizieren wird.
Überwachung: Die Parteien sind – mit Aus-
nahme des Beihilferechts – weiterhin au-
tonom für die Durchführung, die Über-
wachung und den Rechtsschutz zuständig 
(Zweisäulenprinzip).
Streitbeilegung: Jede Partei kann die Einset-
zung eines Schiedsgerichts – bestehend aus 
drei (allenfalls fünf ) Personen – verlangen, 
sofern eine Streitigkeit im Gemischten Aus-
schuss nicht beigelegt werden kann. Bei der 
Auslegung von unionsrechtlichen Begriffen 
wird der EuGH befasst, welcher verbindlich 
entscheidet. Sofern die unterlegene Partei 
einen Schiedsspruch nicht umsetzt, kann 
die obsiegende Partei Ausgleichsmassnah-
men ergreifen, deren Verhältnismässigkeit 
durch ein Schiedsgericht überprüft werden 
kann. Ausgleichsmassnahmen könnten z. B. 
darin bestehen, die Zölle auf Agrarprodukte 
zu erhöhen, personenfreizügigkeitsrechtli-
che Ansprüche nicht zu gewähren (wobei 
bereits erworbene Rechte von Personen und 
Unternehmen unberührt bleiben), Konfor-
mitätsbewertungen nicht anzuerkennen 
oder – allein durch die Schweiz – die leis-
tungsabhängige Schwerverkehrsabgabe zu 
erhöhen. Vor allem der Einbezug des EuGH 
wird kontrovers diskutiert. Mitunter wird 
gefordert, die Andockung der Schweiz an 
den EFTA-Gerichtshof inklusive der damit 
verbundenen Vorstellung, diesen Gerichts-
hof mit einem schweizerischen Richter anzu-
reichern, zu prüfen. Mit Blick auf denkbare 
Anwendungsfälle dürfte es allerdings kaum 
einen Unterschied machen, ob der EuGH 
oder der EFTA-Gerichtshof mit einer Streit-
sache betraut wird. Zudem deutet nichts 
darauf hin, dass der EuGH tendenziell «ge-
gen die Schweiz» entscheiden würde. Das 
methodische Vorgehen des EuGH bei der 
Auslegung von völkerrechtlichen Abkom-
men folgt einer stimmigen Logik. Dies bestä-
tigt nicht zuletzt ein Blick auf die knapp 30 

5 �Der EuGH hat dieses für die Auslegung von völkerrechtlichen 
Verträgen der EU mit Drittstaaten zentrale Prinzip 1982 im 
namensgebenden Urteil Polydor (C-270/80, EU:C:1982:43) 
entwickelt.
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Urteile, welche der EuGH bis heute zu den 
bilateralen Abkommen erlassen hat. Es darf 
mit guten Gründen davon auszugehen sein, 
dass der EuGH auch weiterhin methodisch 
angeleitet und allein dem Recht verpflichtet 
urteilen würde.
Staatliche Beihilfen: Das Abkommen formu-
liert die Grundsätze, welche bei der Gewäh-
rung von staatlichen Beihilfen zu beachten 
sind. Sie entsprechen denjenigen im EU-Bin-
nenmarktrecht (Art. 107 AEUV) und gelten 
vorderhand allein für das Luftverkehrsab-
kommen. Diese Beihilferegeln werden in der 
Schweiz einen Paradigmawechsel bewirken, 
wenn das Freihandelsabkommen von 1972 
modernisiert und ebenfalls dem institutio-
nellen Abkommen unterstellt werden sollte. 
Die Schweiz ist verpflichtet, eine unabhän-
gige Überwachungsbehörde einzurichten, 
welche über geplante Beihilfen entscheidet. 
Unklar bleibt, über welche Kompetenzen 
diese Behörde (v. a. gegenüber dem Bundes-
gesetzgeber) verfügen soll.
Kündigung: Bei einer Kündigung des InstA 
treten auch die von ihm erfassten Abkom-
men ausser Kraft, sofern sich die Vertrags-
parteien innert drei Monaten nicht auf eine 
andere Lösung einigen. Damit wird das 
Schicksal der fünf betroffenen Abkommen 
der Bilateralen I von 1999 und der künftigen 
Marktzugangsabkommen, mit denen die 
Schweiz am EU-Binnenmarkt teilnimmt, mit 
demjenigen des InstA verknüpft.
Flankierende Massnahmen: Die EU schlägt 
vor, dass die Schweiz die Revision der Ent-
senderichtlinie (EU) 2018/957 und die 
Durchsetzungsrichtlinie 2014/67/EU ak-
zeptiert. Weiter soll es der Schweiz erlaubt 
sein, gestützt auf eine branchenspezifische 
Risikoanalyse eine Voranmeldefrist von vier 
Arbeitstagen und eine Kautionspflicht für 
Firmen, welche bei einer früheren Dienst-
leistungserbringung ihren finanziellen Ver-
pflichtungen nicht nachgekommen sind, 
vorzusehen. Diese Massnahmen werden 
quasi «immunisiert»; sie können in der 
Folge nicht mehr auf ihre Vereinbarkeit mit 
den unionsrechtlichen Vorgaben überprüft 
werden.

Weiteres Vorgehen

Der Bundesrat bekräftigte im Juni 2019 
seine positive Einschätzung des Entwurfs. 
Gleichzeitig verlangte er Klärungen und 
Präzisierungen in drei Bereichen: i) Gewähr-

leistung des Lohnschutzes (flankierende 
Massnahmen); ii) Nicht-Übernahme der 
Unionsbürgerrichtlinie 2004/38/EG, iii) 
Nicht-Anwendbarkeit der Beihilferegeln auf 
das Freihandelsabkommen von 1972.6 Wäh-
rend eine Klärung in Bezug auf den letzten 
Punkt möglich scheint, sind die Fronten 
beim Lohnschutz und bei der Unionsbür-
gerrichtlinie verhärtet. Der Abkommenstext 
muss zwingend geändert werden, um diesen 
beiden Anliegen der Schweiz Rechnung zu 
tragen. Die EU hat aber klargestellt, dass 
sie den Abkommensentwurf als endgültig 
betrachtet. Erschwerend kommt hinzu, 
dass die EWR-EFTA-Staaten Island, Liech-
tenstein und Norwegen die Übernahme der 
Unionsbürgerrichtlinie in das EWR-Abkom-

men bereits vor Jahren akzeptiert haben 
und damit ein für die Schweiz nachteiliges 
Präjudiz geschaffen wurde. Weiter führen 
die komplizierten Verhandlungen über das 
künftige Verhältnis der EU zum Vereinigten 
Königreich dazu, dass die EU gegenüber eu-
ropäischen Drittstaaten noch konsequen-
ter auftritt und ihnen nur privilegierten 
Marktzugang gewährt, wenn die von ihr de-
finierten Rahmenbedingungen respektiert 
werden. Es dürfte für die Schweiz schwierig 
werden, ihre Forderungen durchzusetzen.

Sofern der Bundesrat dem Abkommen 
dereinst – gegebenenfalls in geänderter 
Form – zustimmt, muss er es dem Parla-
ment zur Genehmigung unterbreiten. Das 
Parlament entscheidet anlässlich seines 
Genehmigungsbeschlusses, ob das Ab-
kommen dem obligatorischen Referen- 
dum – sofern es einem Beitritt zu einer su-
pranationalen Organisation gleichkommt 
oder verfassungsmässigen Charakter hat 
– oder dem fakultativen Referendum zu 
unterstellen ist. Es ist fraglich, ob das Ab-
kommen mit Blick auf die verfassungs-
rechtlichen Vorgaben die Schwelle für ein 
obligatorisches Referendum erreicht. Nicht 
ausgeschlossen ist, dass das Parlament ein 

obligatorisches Referendum aus primär po-
litischen Gründen anordnet; ein Vorgehen, 
welches Bundesrat und Parlament bereits 
beim Abschluss des Freihandelsabkom-
mens mit der EWG 1972 und beim geplan-
ten Beitritt zum EWR 1992 wählten.

Ausblick

Die Schweiz steht europapolitisch vor weg-
weisenden Entscheiden. Kurzfristig geht es 
darum, die Voraussetzungen für die Wei-
terführung des bilateralen Wegs in seiner 
aktuellen Form zu schaffen. Die enge Anbin-
dung an die EU qua bilateraler Verträge hat 
sich bewährt. Personen und Unternehmen 
in der Schweiz und der EU profitieren von 
präferenziellen Marktzugangsrechten. Di-
verse Abkommen erlauben der Schweiz, als 
assoziierter Drittstaat in mitgliedstaatsähn-
licher Weise in den unionalen Rechtsraum 
eingebunden zu sein und in paneuropäisch 
operierenden Programmen, Agenturen und 
weiteren Einrichtungen teilzunehmen. Über 
den unmittelbaren volkswirtschaftlichen 
Nutzen hinaus drückt das dichte Vertrags-
netz eine Geisteshaltung aus, wonach sich 
die Schweiz als Teil Europas versteht und 
ebenfalls einen Beitrag zum Wohlergehen 
und zur gemeinsamen Problemlösung auf 
dem europäischen Kontinent zu leisten be-
reit ist. Die Weiterführung des schweizeri-
schen Modells der europäischen Integration 
bedingt, dass die Schweiz Hand bietet für die 
von der EU geforderte Schaffung eines neuen 
institutionellen Rahmens. Das institutionel-
le Abkommen gehört gleichsam zum Preis, 
den die Schweiz dafür bezahlt, sektoriell am 
unionalen Binnenmarkt teilzuhaben, ohne 
die Regeln des Clubs vollumfänglich akzep-
tieren zu müssen; auch trägt es zur weiteren 
Verrechtlichung des bilateralen Acquis bei. 
Andernfalls besteht die Gefahr, dass der 
bilaterale Weg schleichend erodiert; das ist 
keine verlockende Perspektive.

Längerfristig wird die Schweiz nicht da-
rum herumkommen, ihr Verhältnis zur EU 
grundsätzlich zu überdenken. Der bilate-
rale Ansatz bleibt – gleichsam als provisoire 

«Der Bundesrat bekräftigte 
im Juni 2019 seine positive 

Einschätzung des Entwurfs.»

«Der bilaterale Ansatz bleibt 
störungsanfällig.»

6 �Schreiben von Bundespräsident Ueli Maurer an Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker vom 7. Juni 2019, www.eda.
admin.ch/dea.
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qui dure – störungsanfällig. Negativ fällt ins 
Gewicht, dass das bilaterale Vertragswerk 
unübersichtlich und wenig systematisch 
aufgebaut ist. Konkrete Bedürfnisse und 
windows of opportunities bestimmen den 
Sachbereich und Zeitpunkt der staatsver-
traglichen Annäherung. Das Vorgehen folgt 
einem punktuell-pragmatischen induk-
tiven Ansatz. Die bilateralen Abkommen 
kennen (noch) keinen allgemeingültigen 
institutionellen Rahmen; immerhin wird 
das institutionelle Abkommen hier Verbes-
serungen bringen. Dabei offenbaren die 
bilateralen Abkommen ein janusköpfiges 
Naturell: Partiell ist die Schweiz mitglied-
staatsähnlich in den unionalen Rechtsraum 
integriert; das einschlägige EU-Recht wird 
auf das Verhältnis zur Schweiz ausgedehnt. 
Partiell verbleibt die Schweiz in der bunt 
zusammengewürfelten Kategorie «norma-
ler» Drittstaaten; vereinbarte Rechte und 
Pflichten folgen klassisch völkerrechtlichen 
Mustern. Manche Beobachterinnen und 
Beobachter empfinden solche Subtilitäten – 
zu Recht – als verwirrend und haben Mühe, 
sich in diesem rechtlichen Dickicht zurecht-
zufinden.

Aus demokratietheoretischer Warte fällt die 
fortlaufende Übernahme von EU-Recht ne-
gativ ins Licht. Die Schweiz hat die Rechts-
etzung bereits heute in durchaus relevanten 
Bereichen faktisch an «fremde Gesetzgeber» 
delegiert. Dabei zeigt sich immer deutlicher, 
dass zwischen der fortlaufenden Rechts-
übernahme und der (direkten) Demokratie 
ein Spannungsverhältnis besteht; die Subs-
tanz der demokratischen Rechte wird ausge-
höhlt. Diese Entwicklung wird sich mit der 
Dynamisierung der Rechtsübernahme unter 
dem institutionellen Abkommen noch ver-
stärken. Ein solches Abkommen fordert das 
vorherrschende Staats- und Demokratiever-
ständnis der Schweiz heraus; die dynami-
sche Rechtsübernahme führt dazu, dass die 
Schweiz in den von den Abkommen erfassten 
Bereichen in mitgliedstaatsähnlicher Weise 
in den unionalen Rechtsraum eingebunden 
wird. Des Weiteren erweisen sich der Einbe-
zug neuer Sachbereiche in den bilateralen 
Acquis und die Beteiligung der Schweiz an 
Agenturen zunehmend als schwierig. Die 
Politik, sektoriell am multilateralen Integra-
tionsprojekt der EU teilzunehmen, ohne sich 
institutionell den gemeinsamen Regeln zu 
unterwerfen, stösst systembedingt an Gren-
zen. Schliesslich entwickelt sich die EU selbst 
weiter. Diverse Massnahmen, welche in der 
Folge der Finanz-, Wirtschafts- und Staats-
schuldenkrise erlassen wurden, weisen ein 
erhebliches Diskriminierungspotenzial für 
Unternehmen in Drittstaaten aus; dies dürf-
te etwa auf die Errichtung der Bankenunion 
und weitere regulatorische Verschärfungen 
im Finanzdienstleistungsbereich zutreffen. 
Ähnliches gilt in der Aussenwirtschaftspo-
litik, wo die Vorteile der handelspolitischen 
Autonomie zunehmend kleiner werden und 
sich unter Umständen schon bald eine Neu-
beurteilung der Optionen aufdrängt. Beim 
Abschluss von Freihandelsabkommen mit 
Partnern auf der ganzen Welt hat die EU die 
Schweiz bereits mehrfach überholt. Sofern 
die Verhandlungen über privilegierte Han-
delsbeziehungen zwischen der EU und den 
Vereinigten Staaten zu einem erfolgreichen 
Abschluss führen (TTIP, allenfalls TTIP 
light), werden schweizerische Unternehmen 
im Vergleich zu ihren europäischen Konkur-
renten weiter benachteiligt.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob der bilaterale Weg auch zukünftig 
den schweizerischen Königsweg darstellt 

oder ob sich im Hinblick auf die Wahrung 
der Interessen der Schweiz eine weiterge-
hende Integration aufdrängt – weg von der 
Politik, als «zugewandter Ort» politisch 
isoliert alte Privilegien und Nischen zu 
verteidigen, hin zur konstruktiven Mitwir-
kung und Übernahme von Verantwortung. 
Letztlich ist das Schicksal der Schweiz 
wirtschaftlich, politisch, gesellschaftlich, 
kulturell und wissenschaftlich unweiger-
lich mit demjenigen ihrer Nachbarn und 
weiterer Staaten in Europa verbunden. Die 
aktive Mitgestaltung der Zukunft im Ver-
bund mit gleichgesinnten Staaten liegt im 
ureigenen Interesse der Schweiz. Sie tut gut 
daran, sich sachlich und vorurteilslos der 
politischen Gretchenfrage des EU-Beitritts 
zu stellen.
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